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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und ufteri
MitMder» der gcsczgeßsndsu Räthe der helvetische» Republik

Gand II. '
-

Gesezgebung.
Der Beschluß über die Bergwerke, ist in nächste--

hender Abfassung, vom grossen Rath an den Senat
gesandt, and von diesem in der Sitzung vom 22 Jan.
an eine aus den B.D old er, A as lin, Meyer v,
Arau, Rahn und Nsteri bestehende Commission ges
wiesen worden, die in 4 Wochen berichten soll.

§ l. Alle Bergwerke, sowohl auf Metalle s!s
Salze und brennbare Mineralien, so wie auch Steins
brüche, Torfgruben und andere Erdarten Gewinnnns
gen mit allem dazu gehörigen beweglichen und uubes
weglichen Gut, welche den ehevorigen schweizerischen
Regierungen im ganzen Umfang der helvetischen Res
publik gehörten, eben so auch alle denselben zustandis
gen MmeralienLorrathe. jeder. Art,, sind unmittelbares
Nalionaleigenthnm.

2. Alle im Schosse derErds in ihrer natürlichen
Lagerstätte befmddchen Metalle, Salze, brennbare
Mineralien und Edelsteine, find ausschließliches Ras.
tionalcigenthum.

5. Bausteine » Gyps, Mergel und Erdarten Hins
gcaen, unter denen auch der Torf begriffen seyn soll,
gehören dem Besitzer des Grund und Bodens, unter
dem ein solches uuzbares Mineral liegt, und tonnen
nur in besonders wichtigen Fallen gegen die volleste
Entschädigung des EjgMhàers vsm. Staat- m Res.
quisition gesezt werden.

4. Jeder Besitzer eines Bergbaus hat das Recht,'
diejenigen liegenden G??mde und Gewässer-, die zur
vollständigsten Benutzung der nuzbaren Mineralienstätte
unentbehrlich nothwendig sind, i-.nwr der Bedingung
d-r vollsten Entschädigung des Cigenthümers derselben
an sich zu ziehen, und zu diesem Ende hin zu benutzen.
Hierbei muß aber ».rst erweislich gemacht werden, daß
der dem Staat, daraus erwachsende Vortheil die Uns
bequemlicbkeiten oder den Nachtheil aufwiege, welche
der Eigenthümer ^dad 'kch leiden könnte, und dieses
kann auf jeden Fall hin, nicht 'verpachtet werden,
sein Eigenthum adz: treten, bis er den ganzm Werth;
der Euc-ö Migung, die malt ihm schuldig ist,, baarì
«haue» tM».

Lllzcru, den 24. Januar 1799.

s 5: Wann sich über diese dem Bergbau eingeräumte'
unentbehrliche Begünstigung, oder über andere Rechte
desselben Streitigkeiten erheben, so schlägt das Direks
torium sieben' erfahrne und sachkundige Bürger vor,
von welchen jede der beiden Bartheien zwei ausschlâgk,
und die drei übrigbleibenden vorgcschlagnen Bürger
entscheiden den Fall.

6. Der Staat hat das Recht, m ganz Helvetim
zu Aufsuchung der nuzbaren Mineralienstatte Versuchs
baue zu unternehmen, oder andere Personen ausdrüks
lich und bestimmt hiezu zu berechtigen, jedoch unter
der Bedingung der voliesten Entschädigung für den
dadurch verursachten'Schaden.

Jeder Bürger Helvetiens, der Bergbau auf
ein Mineral zn treiben Lust hat, kann vom Staat ein
bestimmtes Feld der nuzbaren Mineralienrevisr pachts
weise in Empfang nehmen, und auf eigne Rechnung
hin umer den Bedingungen betreiben, denen der Bergs
bau unterworfen seyn wird.

8. Die zu pachtenden Felder sollen sich nicht über
fünfzig Lachter (zu zehen Fuß jeder) auf jede Seite der
Fundgrube am Tage erstrecken können; ausgenommen
wenn die zwekmassigere. Bebauung im Innern des Ges

Purges eine Ausdehnung der Pachtung erfodert. Da«
gegen aber sind diese Pachtungen erblich,, und unter
Vorwissen der Regierung selbst, verkäuflich.

y. Jeder. Bergbau auf diejenigen Mineralien,
welche nach dem § 2 dieses Gesetzes als Nationaleis
genthum erklärt worden, sott nur unter der Bedingung
der genauesten Aufsicht und bestimmten Leitung der

Regierung getrieben werden können; zu welchem Ende
hin aber die Regierung verpflichtet ist, jedem Bergbau,
unentgeltlich durch sachkundige Manner, die. crfodertts
che Oberdirekîion angedeihen zu lassen.

ic>. Jeder Betreiber eines Bergbaus anssdie als^

Nàtioualgut erklärten Mineralien, der sich dieser Obers
direktion entzieht, oder derselben offenbar zuwider han-s

delt, verliert seine Pacht auf das vom Staat in Ems-
pfang genommene Mineralienfeld.

li. Wann der Pachter eines Bergbaus, der selbst-

Kenntnisse hierüber besizt> mit der Oberdirektion ubere
den ihiu vorgeschriebenen Operationsplan uneimg lflv-
so. sott auf-die im K. 5-dieses Gesetzes vorgeschrichâ



Ack zwischen den beiden obschwebenden Operations-
Plänen entschieden werden.

12. Wenn sich zu Betreibung eines Bergbaus
mehrere Bürger vorfinden, so soll derjenige, welcher
noch ein erweisliches Eigcnthumsrecht von einem schon
früher an dieser Stehe getriebenen Bau hätte, den
ersten Vorzug zur Pachtung haben, insofern sich An-
stalten, die zu diesem frühern Bergbau gehörten, noch
vorfinden. Nach einem solchen hat der Eigenthümer
des Grund und Bodens, unter welchem das nüzbare
Mineral ligt, das Anspruchsrecht; nach diesem aber
der Entdecker des nuzbaren Minerals. In Ermang-
lung von solchen Ansprachen hat der erste Muther
(Forderer einer Pachtung) das Recht zur Belch-
mina.

ig. Wenn ein Pächter eines Bergbaus denselben
während einem ganzen Jahr unbeftzt laßt, oder ihn
gar zu Zeiten für eignen Gebrauch besezt, so daß das
-Mineral desselben nicht zu allgemeinem Gebrauch ge-
fördert wirb, so hat die Regierung das Recht, den-
selben zu Handen des Staats zurükzuziehen, und ihn
aufs neue zu verpachten; doch soll der erste Besitzer
der Pachtung oder des eigenthümlichen Baus gegen
Versicherung einer fleißigen Bebauung nach dem § 12
wieder das erste Recht auf die neue Pachtung haben.
Macht aber die Regierung von diesem Recht keinen
Gebrauch, so hat der erste Pachter immer das Recht,
den Bau vorzugsweise vor jedem andern zu be-
treiben.

14. Der Pachtzins eines Bergbaus soll zum Nu-
zen des Staats auf den vierten Theil des reinen Er-
rrags, nach Abzug jeder Art von Abgabe, des Baus
bestimmt seyn, übrigens aber der Bergbau gleich nach
denjenigen Auflagen unterworfen seyn, die das Gesez
auf jeden Bergban in ganz Helvetien einst fegen
wird.

15. Wenn ein Eigenthümer eines Grund und Bo-
dens, die in demselben enthaltenen Mineralien, die
nicht zum Nationaleigenthum (nach § 2) gehören,
unbenuzt liegen läßt, so kann er angehalten werden,
gegen billige Bezahlung sein Recht dem Staat innert
Jahresfrist abzutreten. Hierbei muß aber erst erweis-
lieh gemacht werden, daß der dem Staat daraus er-
wachsende Vortheil die Unbequemlichkeiten oder den
Nachtheil überwiegt, welche der Eigenthümer dadurch
leiden könnte.

16. Auf alles innert den Gränzen der Republik
gewonnene Metall oder Salz, hat der Staat das
erste Kaufrecht, bei Strafe des Werths der verkauf-
ten Waare, die der Regierung nicht zuerst angeboten
würde.

17. Alle Bergmänner, welche ununterbrochen
beim Bergbau arbeiten, sind sowohl des Militardien-
sies als auch anderer allfälliger Personalieistuugcn ge-

gen den Staat frei.

Grosser Rath, 27. December.

(Fortsetzung.)
Weber ist überzeugt, daß wir den Feinden der

Republik durch dieses Gesez die Waffin in die Haube
geben, indem sie dadurch in Stand gesczt werden, die
neue Ordnung der Dinge durch heimliche Beschädi» -

gungen, die auffalle Gemeindsgenossen zurül fallen,
allgemein verhaßt zu machen, er begehrt daher ganz-
liche Aussireichung dieses Z.

«Oecreran erstaunt, daß man immer eufs ne w
Wider die genommncn Beschlüsse zu sprechen und
also denselben die gehörige Achtung zu cutziehen wage,
denn durch Wegstrcichung des iz, § würde das ganze
Gutachten wegfallen und unnüz werden; er fodcrt
dabcr den Präsidenten dringcnst auf, nicht zu ge«
stakten, daß weder mittelbar noch unmittelbar wider
die gcnommnen Beschlüsse gesprochen werde. Emür
folgt ganz Secretan, und hoft alle Mitglieder wer«
den dieser seiner leztcn Bemerkung zu allen Zeiten
folgen: über den Gegenstand sê si aber stimmt er für
Durchstrcichung des §, weil die Grundsätze des Rechts
für alle gleich seyn sollen, ob sie-reich oder arm sind.
Carrard widerlegt Deloes und Gmür, und bittet,
daß ma» Reiche und Arme nicht vermische, weil die«
ses Gesez durch Deloes Antrag gegen den Armen un«
gerecht und barbarisch wurde, so aber gegen den rei«
chcn Bürger bloß ungerecht ist, und wenigstens nicht
das Drückende an sich hat, welches es erhalten wür«
dc, wann der Arme mit seinem Schweiß zu diesen
Entschädigungen beitragen müßte, regier dringt
lebhaft auf Zurükweisung in die Kommission, und
bittet, daß man unser Volk nicht mit dem französi«
fchen vermenge und in Rüksicht der Gesetze nicht in
das gleiche Modell giesscn wolle, weil der National»
charakter derselben sehr verschieden ist und ein solches
Gesez die gröste Unruhe und Widerwillen beim Volk
verursachen würde. Der § wird an die Kommission
zurükgewiesen.

Carmintran legt im Namen einer Kommission
ein Gutachten vor über die Bestimmung der Cwiirich«
ter der Mitglieder der obersten Gewalten der Republik.
Dieses Gutachten wird far 6 Tag auf den Kanzlei«
tisch gelegt.

Das Gutachten, welchem zufolg der Bürgerin
Meyer, geborne Zurgilgen in L'izern, ihr van
der vorigen Regierung zugesichertes Gnadcngehalt für
Sas laufende Jahr noch ausbezahlt, die weitere Fort«
setzung desselben aber vertaget werden soll,, wird in
Berathung genommen.

An de rwcrth glaubt, da dieser Bürgerin bis Ao.
igao dieser Gehalt von 55,0 Münzguiden von der vo«

rigen Regierung zugesichert wurde, so könne der Ge»

genstand nicht vertaget werden, sondern er begehrt,
daß das Direktorium um nähere Auskunft angesucht
wcrdej ehe darüber ein Entschluß gcnommen wird.



Fimm ermann folgt und begehrt also Zurükweisung
an die Kommission. Weber stimmt diesen Anträgen
bei, welche angenomnnn Wer'en.

Pellegrini sàrc, daß Sem B. Représentant
Pozzi 14 Tage Zeit bestimmt werden, um ftiue Am
klage gegen den B. Dollmctsch Qua Sri zu beweisen?
damit dieser leztere nicht durch die WMkühr eines
einzigen Mitgliedes vom Kanzuitisch auf unbestimmte
Zeit ausgeschlossen werde. Zimmerman» glaubt,
es sey unmöglich einen solchen Zeitpunkt zu bestimme»
und fsdttt also Tagesordnung. Koch stimmt Zim-
n'.erznann ganz bei. Capani findet ungerecht, saß
wir einen Beschluß genommen haben über eine AN-
klage, die nicht bewiesen ist, und daher glaubt er
soll man Pellegrinis Antrag einsprechen. Pozzi
stimmt Zimmrrwaun bei. Wyder folgt ebenfalls der
Tagesordnung. Sch lumps steht die Sache als ganz
richterlich an" und fodert i» dieser Rükstcht Tagesord-
nung über Pellegrinis Antrag. Bourgeois glaubt
auch, man müsse nicht ohne Beweise Anklagen, nnd
wenn sie auch von Volksreprcsemanten herrühren, am
nehmen; und da durch unsern Beschluß das Schiksifl
Quadriö in Pozzis Händen liegt, so unterstüzt er Pel-
legrini und wünscht einzig den Zeitpunkt auf 4 Wo-
chF> festzusetzen. Man geht zur Tagesordnung.

Der Senat ladet den grossen Math ein, auf Mit-
te! zu denken, wie die fehlerhaften Redaktionen der
Beschlüsse desselben vermieden werden können.

Kühn glaubt, dieser Fehle? rühre von der üblen
Einrichtung unsrer Kanzlei her, daher fodert er, daß
die über die bessere Einrichtung derselben niedcrgesezte
Kommission in 8 Tagen ein Gutachten vorlege. W»
der folgt. Trösch will eine Originassprache festse-

zen und fodert über diesen Antrag Dringllchkeitserklä-
rung. Kuhns Antrag wird angenommen.

Erlacher begehrt, daß nach drm vor 8 Tagen
genommncn Beschluß heute ein Csmmissair für die
Anlegung der Archive und GesezgcbervibUothek ge,
wählt werde. Weber begehrt, daß diese Erwahlung
durch das offne Mehr geschehe, weil sich lein einziges
Mitglied der .Versammlung, mmlich B- Hub er in
der Kanzlei für diese Stelle eingeschrieben hat. Die.
see Antrag wird sngeiwWmen und H über emmüchig
zu dieser Et.lle ernannt.

Grosser Rath, 23. December.
Präsident: Hecht.

Gmür erhält auf Begehren für 14 Tage Urlaub.
Folgendes Gutachten wird zum zweitenmal verie-

sen und in Berathung genommen.
Die Commission, welche Ihr medergesezt, um die

Entschädigungen der öffentlichen Beamteten nach Vers
haltniß der erfoderlichen Talenten und ihrer Mühe
und Arbeit zu bestimmen, und Euch zur Genehmigung
vorzuschlagen, hat die Ehre Euch folgenden Rapport!
abzustatten.

An den Senat.

In Fortsetzung der Berathung über die Besol-
dung der öffentlichen Beamteten verordnet der grosse

Rath den jährlichen Gehalt.
1. Einem Richter beim obern Gerichtshof 265 x.
2. Einem Suppleanten — — — 225 —
,Da aber einige gedachter Suppleanten bei Jnstal-

lirung des obersten Gerichtshofs sich einbesunden, und
von dieser Zeit an ununterbrochen an seinen Arbeiten
Theil genommen; andere zwar auch bei dein oberste»

Gerichtshof sich gestellt, aber, weilen weder die Com
stitution noch ein Gesez sie auffoberte, bei demselben
gegenwärtig zu verbleiben, wieder nach Hause gekehrt
sind; und endlich einige erst, da sie das Gesez her-
beigerufen, und ihnen die Gegenwart bei dem obern
Gerichtshof auferlegt hat, bei demselben sich eingestellt,
so glaubt sich die Commission verpflichtet, in Beste--

hung der ihnen bestimmten Entschädigung folgende Er-
läuterung zx geben.

-E Diejenigen Suppleanten, welche bei Jnftallie--
rung des obersten Gerichtshof sich einbesunden,
und von dieser Zeit an, an ihren Arbeiten Theil
genommen, beziehen ihre Besoldung von dem
Tag ihrer Erwahlung an.

L. Jene, welche das Amt eines Richters versehen,
der seine Stelle nicht angenommen, oder feit-
her verlassen hat, erhalten die Besoldung die-
ses Richters.

E. Die Suppleanten, welche zwar bei dem obern
Gerichtshof sich einbesunden ff aber wiederum
nach Hause gekehrt sind, und verblieben bis
und so lang das Gesez ihnen die Gegenwart
bei dem obern Gerichtshof auferlegt, erhalte»
für jeden Tag ihrer erwiesenen Anwesenheit bei
dem obern Gerichtshof, als auch diejenigen
Tage, die sie für ihre Hin- undHeireise nöthig
gehabt haben, (10 Stund auf einen Tag ge-
rechnet) ihre Besoldung nach Verhältniß, was
es nemlich per Tag betreffen mag.

v. Endlich diejenigen, welche erst bei dem obern
Gerichtshof sich einbesunden, da das Gesez sie

dazu aufgefsdert, beziehen ihre Entschädigung
von dem Tag dieses Gesetzes an.

3- Dem öffentlichen Ankläger bei dem obern Ge--

richtshsf — — —. 240 Louisd'or.
4.. Dem Suppleanten des öffentlichen Anklägers

bei dem obern Gerichtshof — — 120 Louisd'or.
Z. Einem Distriktsstatchalter 75 --
6. Einem öffentlichen Anklager bei dem Kantons-

gericht — — — — 9Z Louisd or.
7. Einem Gerichtsschreiber bei dem Kanwnsge-

richt, nebst freier Wohnung für feine Perjvu 95 LiTor.

§ 1. Regli wünscht, daß den Oberrichtern die

gleiche Besàzg gegeben werde, welche die Gestzge-



434

b>" bttiBen. Erlacher unterstàzk das Gutachten.
Hubcr bemerkt daß er eigentlich Neglis Meinimg ist,
-da aott der Senat einen Beschluß, der den Obcrrich-
teru die gleiche Besoldung giebt wie den Gesezgcbern,
verworfen hat, so summt er fur das Gutachten, web
chein auch Schlumpf folgt, und welches auch ange-
nommen wird.

§ 2. Geynoz findet diese Besoldung zu hoch,
und toil! dieselbe Tagweise bestimmen. T a bin will
200 Dublonen den Suppleanten Besoldung bestimmen.
H über und Michel folgen TabiusAntrag, weil einst-

weil lmse? viele sind, nicht 'ber da, wo eine einzeln«
Person in der gauze.! Rétablit eine so' e Besoldung
zu beziehen hat, er stimmt also Hebern bei, dessen

Antrag angenommen wird.
Z S- Panchaud alaubt, so lange die hohe Be-

soldungen der übrig.u Beamten noch da sind sey dies
ser Vorschlag nicht zu hoch für die Statthalter der
grossen Distrà, allein für die der klemm Distrikte
halt er ihn zu hoch, und will daher. ein Maximum von
75 und ein Minimum von 40 Duplonen bestimmen,
md dem Direktorium überlassen, nach Vcrhä'.tniß der

weilen die Suppleanten beständig -im Obergerichtshof Arbeit die Bezahlung selbst festzuftze». Euter vers
sitzen sollen. Thor in folgt, will aber diese Befolg.hssdigt das Gutachten, weil die DMiktsstatthaKer
düng nur so lange bestimmen, als die Suppleanten sehr wichtig in der Republik sind. Desloes folgt
beständig im Obergerichtshof fitzen sollen. Dieser Ans ganz Sutern und widerlegt Ponchauds Antrag, als
trag wird angenommen. »für einmal noch unausführbar, bis wir alle Kesol-

§ 2. D wird angenommen. düngen mit mehr Sachtem,miß in besseres Vers
§ 2. L. Kühn will daß hier auch noch der Fall

bestimmt angegeben werde, daß der Suppléant die
Oberrichterbesoldung beziehe, wann er an dessen Stelle
auf irgend eine Art getreten ist. Hub er folgt dieser
vorgeschlagenen Ausdehnung dieses K, welche ange-
nommen wird.

Die übrigen Abtheilungen dieses § werden unver-
ändert angenommen.

§ 3. Blatt mann bemerkt, daß der öffentliche
Anklager so viel oder mehr Arbeit hat als der Richrer
selbst, und fodert also für denselben die gleiche Bcsol-
dung, wie diese. Tab in will dem öffentlichen An-
klüger 250 Duplonen bestimmen. Hiìber unterstàzt
Vlattmanns Antrag. Billeter folgt ebenfalls Blatt-
mann. Fier; stimmt für das Gutachten, weil die
Stelle der öffentlichen Ankläger lebenslänglich, da
hingegen die der Richter abanderlich ist. Gecrctan
untcrstüzt neuerdings Hubern, und bemerkt Ficrz> daß
der öffentliche Ankläger ganz vom Direktorium ab-
hängt, und also seine Stelle ebenfalls nicht sicher ist.

Blatt man „beharret. Das Gutachten wird unver-
ändert angenommen.

D4. H über findet diese Besoldung für den Sup-

hültuiß mit den Arbciten sezen können. Perighe
stimnn der nöthigen Occonomie wegen für 60 Dmpl.
Herzog v. Es. ver heidigt das Gutachten der Wich-
rigkeit der Grelle wegen. Arb schlagt y-> Duplonen
vor, well die DistriltSstatthalrer auch noch Schrei-
der halten und besolden müssen. Blattman«
stimnn in Rükstcht der von Eutern und Herzoa an-
geführten Gründe für 100 Duplonen Besoldung.
Rellsiab stimmt Panchand bei, will aber das Mi-
nimum auf Zc. Dup onen bestimmen, und bemerk,
daß wenn man diesen Antrag nicht annähme, er für
Pcrighs Antrag stimmen würde. M. rz stimmt zum
Gutachten. Anderwerth wiederlegt Pm,chaud ullS
Relistab, weil er Host, baß die Distrikte gleich ge-
macht w.rden, und der Wchigleit der Stelle wegen
stimmt er ebenfalls zum Gutachten. B kle i er glaubt,
der Vorschlug der Commission sey in Rüksichr der hau-
figen Reisen der Distriktstatthalttr noch zu gering.
Inderin att folgt Andcrwsrch G mur folgt Perighs
Antrag, wei! unser Land warm ist, uns wir auch
etwas auf den Patriotismus der Beamten zahlen sollen.
Schlumpf will 80 Duplonen bestimmen, weil zu
diejer Stelle fähige Bürger erfoderlich sind, und die-

pleanten des öffentlichen Anklägers viel zu gering, weiUselben auch diesen Fähigkeiten gemäß besoldet werden
der Suppléant die gleichen Eigenschaften haben muß,'muffen. Fierz stimm- zum Gutachte», welches an-
wie der öffentliche Ankläger selbst, und begehrt daher, ?genommen wird
daß derselbe 200 Duplonen Besoldung erhalte. B la tt--" § 6. Neilstab tragt für die öffentlichen Anklü-
mann stimmt ganz Hubern bei. Weber würde gerne-ger des Kantousgecichts auf go Duplonen Besoldung
beistimmen, wenn der Nationalschaz dieses erlanben an, weil fie sich nur mit dcn Crimmalprozessen abzu-
würde, da aber dieses nicht der Fall ist, so stimmt
4r für 175 Duplonen. Hübe r bemerkt, daß die beste
Häuslichkeit für den Staat darin besteht, nichts uns
nuzes auszugeben, aber dagegen gute Arbeit zu erhal-
ten, und also dieselbe auch zwekmässig zu bezahlen. Er
stimmt also neuerdings für 200 Duplonen. Bi lle ter
folgt ganz Hubecn. Herzog v. Es. ist gleicher Mei-
nung. Bill et er unterstüzt auch diese Meinung.
Michel bemerkt, daß wenn wir dem Staat etwas
vssparen wollen, wir an uns selbst anfangen sollen,

geben haben. Billeter folgt Rellstab. Hub er will
100 Duplonen bestimmen, weil diese Ankläger viel
Arbeit haben, und viele Kenntnisse besizen müssen.
Weber stimmt in Rükstcht der Armuch des S-aats
und des Patriotismus der Bürger, Rel!si»bs Mei-
nung bei. Desloes und An verwert h stimmen
zum Gutachten.

§ 7. Anderwerth stimmt zum Gutachten. M>/
chel stimmt für 80 Duplonen, weil die Republik
nicht hinlänglich begütert ist, um so hohe Besold»«-



M zu bezahlen. aco sie will oo Duplonen und freie
Bewehnung bestimmen. B o u > Le s î s stimmt für das
Gutachten, und will die Schreiber des Kan onsgerichrs-
schreibers noch besonders bechiden, u«d das Dircko.'
riuiN hierüber ein Ber-eichvzß aufnehmet.- lassen, H über
v-rtbeidigt das Gutachien, weil dir Republik durchaus
diese wichtigen Stellen gehörig bezahlen muß, indem
sie ohne dieß nicht gehörig im Gang erhalten werden
lönnren, und alle Gerichtschreibcr ehmals auch nicht
schwach beioldcr wa en, und izt alle Gcr.-chtsgebühren
dem Staat zufalleii sotten; gegen Bourgeois Äntra -,

bemerkt er endlich, daß das Direktorium schon ausge
foderr ist, ein Verzeicymß all r Schreiber einzuliefern.
Tab in bittet, daß man auf den Gericht schreiber des
Kantons Waliis besondere Ruksicyt nehnie, weil er
in beiden Sprachen schreiben muß; übrigens stimnu
er Michels Antrag bei. Desloes folgt) weil diese
Gerichlschreiber nicht nur geschikt, sondern auch muh
gemmzig seyn, und also gehörig besoldet werden
müssen. Rcllstab stirnn zu Michels Antrag, weil
dieser Gcrichtschreiber in seinem gewöhnlichen Wohn-
ort und lebenslänglich an seiner Stelle bleiben kann.
Herzog v. Ef. will zuerst bestimmt wissen, ob in die-
sir vorgeschlagenen Besoldung die der Unterschreibet
mit begriffen sey ober nicht.

(Die Fortsetzung folgt?

Ueber die Wahlen.
Von den Wahlen, sowohl der Ur - als Wahlver-

sammlungen hangt der gtükliche und lveise Fortgang,
der Geschäfte und der öffentlichen Angelegenheiten,
oder ihr Stekken und ihre Verwirrung; weise, der
Nation und den Zeitumständen angemessene oder vcr-
kehrte Gesetze; die innere Organisation, die Ruhe,
die Sicherheit, der Wohlstand der Nation, oder ihre
Unruhe und Zerrüttung; ihr Fortgang in Cultur, Aus-
kiärung ulld Moralität, oder ihr Zurüksiuken in Um
wissenheit, Roheit und Jmmoralität; ihre Macht,
Starke, ihr politischer Einfluß ihre Ächtung von be-
nachbarten Nationen, oder ihre Ohnmacht Dependenz
und Verachtung von denselben, av.

Auf sie und ihre Folgen ist die gespanteste Auf-
merksamkeit der Nation, der wärmsten Freunde und
der thätigste» Feinde des Vaterlands und der bcnach-
harten Machte gerichtet. Sie sind ein vorzüglicher
Gegenstand oer allgemeinsten Theilnahme.

Es muß demnach den Gesezgcbern, dem vottzie-
henden Direktorium, der ganzen Nation und allen
wahren Freunden des Vaterlands alles daran gelegen
sein, daß bei der jedesmaligen Wahl eines neuen
Drittheils in die verschiedenen Dikasterie» der Repub-
lik die tüchtigsten und brauchbarsten Bürger gewählt
werde«.

Diese Absicht zu erreichen, oder doch wchsiger M
verfehlen, müssen alle Maa-regle» getroffen werden,
die die Constitution zulaßt, die die Ab à unsrer Vee-
fassung nehmen heißt, und die mit der Freiheit unk»

Gleichheit der Rechte des Volks und jedes einzelne«
Bürgers übereinstimmen.

Nach der Constitution wählen die UroeSamml m-
gen die Wahlmannee. Die Halste dieser durcbs c-ffent-
liche Loos nicht ausgeschlossenen Wahlnmlmcr, nach
dem 4tcn Ticel, 34 §. der Constitution, wählen die
Drittheile in die verschiedenen Dikasterie» der Re-
pudlik.

Die Eigenschaften eines jeden Wahlmanns müft
sen demnach Prüffungsfahigkeitund Kenntniß der fähige
sten und tüchtigsten Manner seines Kantons, Festigkeit
und.Unbestechlichkeit seines Grundsatzes, nur solche

wählen zu helfen von der?» Fähigkeiten, guten Eigene
schaften und Wurde er überzeugt ist, sein.

Da entstehet nun die Frage, ob es wahrscheinlich
seie, daß jede Urversammlung durch die absolute Mae
joritat gerade den Mann wähle, der diese Eigenschaft
reu Vorzugsweise besizt? Bejahet man dieses, so wird
die- Majorität jeder Urvcrsammlung, also auch die
Majorität der ganzcnNativn als auf einem schon all-
gemeinen und sehr merklichen Grade der Aufklärung
und der Moralität siehend ancrkaunt: Denn um s»

zu wählen, muß doch jeder prüfen, die Eigenschafte«
kennen und schätzen können; den, der sie wirklich be-

sitzt, von dem, dem sie eigentlich mangeln, wohl zu
unterscheiden wissen; von keinem blossen Schein, be«
sich bis jezr so mancher Fähigkeitslose durch Konuenienz
und vortheilhafte äussere Umstände Emporgebrachte z»
geben, und dadurch Anflhcn und Zutrauen zu gcwin-
neu und zu erhalten wußte, und daher bei allen Vor-
fällen der Gemeinde oben an stand, geblendet sein;
sich von keiner Familien-Personal- oder Geldautorität
imponieren lassen, oder mit dem Manne, den er wählt,
und seyen Eigenschaften, selbst bekannt, -- also mehr
oder weniger aufgeklart sein.

Kann aber diese Frage nicht gerade zu bejahet
werden, und ist es jezt noch mit vielem Grund zu er-
warten, daß die Majorität vieler Urversammlunge«
unüberlegt und ohne Prüfung, oder nach altem Her-
kommen, vom äusseren Ansehen der Person, oder gar
durch eigennützige Aemter - und Geldbegierde geleitet,
wählt: — So laßt sich nicht erwarten, daß die Ma-
joritat der Wahlkorps jedes Kantons ans solchen Män-
nern bestehen werde, die jene so -nöthigen Eigenschaft
ten haben.

Gesezt aber, es werden lauter rechtschaffene, brase
Männer gewählt, läßt es sich erwarten, daß die

Mehrzahl, die fähigsten, in das geftzgebende Korps und
die verschiedenen Dikasterien der Kantone tüchtigste»
Männer kenne? Es ist vielmehr höchst unwahrschem-
lich l Mancher, oder die Mehrsten kennen vielleM
nicht einmal die tüchtigsten Subjecte ihrer (»e?
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